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DIie Freikirchen der Weimarer epubli AUS

zeitgenÖössischer andeskirchlicher 1C
(11ISA Bauer

DIie Grundlagen des Verhältnisses der evangelischen Lan-
deskirchen in der Weimarer Republik den Freikirchen

Der politische Umbruch 915/19 un die rechtlichen, die Kirche un!
die Religionsgemeinschaften betreffenden Bestimmungen in der eimarer
Verfassung VO  . 1919 SOrgten weitgehend für NMUuU un Verunsicherung 1im
mafisgeblichen nationalkonservativen ager des deutschen Protestantismus
Dass iINnan angesichts der Situation vorsichtig un keineswegs selbst-
erri1c gestimm WAÄdl, ze1g die rasche Bündnisbildung der ursprünglic

Landeskirchen im Kirchenbund, der bereits 1im Ugus 1919 auf der 1Se-
nacher rchenkonferenz beschlossen wurde. l1eser Plan eiINESs Zusammen-
schlusses wurde anderem auf TUnNn:! des Eindrucks gefasst, 24SS die
eigene Osıtıon UrC die Ccuc Gesetzeslage geschwächt un:! eine Cu«cC

evangelische Phalanx formiert werden MUSSTE, hne aber die landeskirchli-
chen Strukturen 1im Deutschen Reich aufzulösen. Im Maı 1922 schlossen
sich die deutschen Landeskirchen offiziell Zzu „Deutschen evangelischen
Kirchenbun:  C6 un ildeten damit die Vorläuferorganisation der
heutigen

Drei Jahre spater, 1im Junı 1925 beschäftigte sich der Kirchenausschuss,
das geschäftsführende un vollziehende rgan des Kirchenbundes, Eerst-

malig mıit der rage, WI1E I1a  > sich den Freikirchen un! Sekten tellen
sollte Es wurde konstatiert, 24SS eiNne Zusammenarbeit mit den Freikir-
chen 1in der „Schulfrage“ un!' 1im „Kampf olksschäden“ möglich
se1in schien un eine Fühlungnahme der Freikirchen miıt dem Kirchenbund
ersSic  IC wäre.“ DiIie Zusammenarbeit hinsichtlic des Kampfes
„Volksschäden‘“ meıinte el gemein das ngagement Entchristli-

Zu der diskutierten Frage, inwiefern „nichtlandeskirchliche Gruppen in den Kirchen-
bund, ahnlich WI1IE in der Schweiz im Schweizerischen Evangelischen Kirchenbund,
integriert werden sollten oder nicht vgl Karl Heinz VOozQT, Eın Öökumenischer eut-
scher Evangelischer Kirchenbund? re nach Dresden 1919, 1n epd-Dokumenta-
tion 15 (1994), 11220 Kurz nach 1919 WAdliICI) die evangelischen Landeskirchen durch-
AUS offener für ine Fühlungnahme mıit den Freikirchen Aber als sich der Schock
über die antireligiösen Attitüden der jJungen emokratie und über die Auflösung des
Staatskirchentums legte, die „Volkskirchen innerlich wieder erstarkten un:! der Kurs
der Keglierungen sich ihren unsten wandte, esto mehr begann dieses Verhält-
N1s sich wieder trüben“, bemerkt John Nuelsen in seiner 1929 erschienenen „Ge-
schichte des Methodismus“ (John Nyuelsen, Kurzgefasste Geschichte des ethodis-
[11US VO: seinen Anfängen His ZUr Gegenwart, Bremen 1929, 659)
Auszug der Verhandlungsniederschrift des eutschen Evangelischen Kirchenausschus-
SCS VO| Juni 1925 in Eisenach (EZAS
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chung un Entsittlichung, die Zusammenarbeit in der „Schulfrage“ die Tat-
sache, 4SSs auch Mitglieder VO  ; Freikirchen auf eiINnem konfessionsgebun-
denen Unterricht für ihre Kinder beharrten un diese in den Religionsunter-
richt schickten, der ihrer Glaubensrichtung nächsten lag

1925 also kam der Kirchenausschusses dem Entschluss, einen Rund-
TE alle Landeskirchenleitungen versenden, mıiıt der Frage, W1€E sich
das Verhältnis in der jeweiligen Landeskirche den Freikirchen gestalte.
Von den Antworten ausgehen wurde die Festlegung einer gemeinsamen
Richtlinie ANVISIE: Auf diesen undDrıie antworteten nicht alle, aber e1INl-

Landeskirchen. 1C wurde die Inıtilative abgebrochen, da der wurt-
tembergische berkirchenrat bat, 188968  - mOÖge in Rücksicht auf die gerade
laufenden Verhandlungen mıit den beiden gröfßsten methodistischen Ver-
bäinden in Württemberg VO weıteren Aktionen bsehen ‚Auf rund die-
SCr Verhandlung‘“, hie{fs CS AUS Württemberg, werde CS sich „entscheiden
mussen, ob W1E er eın Zustand des Kampfes zwischen Freikirchen un
olkskirche eintreten soll der ob sich eın geordnetes frie  iıches Verhält-
NIs erreichen Adst‘ > Man Wr 1im Kirchenausschuss keineswegs un  ar
ber diese Intervention, enn die Frage, in welche Richtung sich das Ver-
hältnis den Freikirchen zukünftig entwickeln sollte, WAar völlig ffen un:
bisher aum geste. worden. Mit der Situation in Württemberg konnte eıt

un anhand der Württemberger Entscheidung eine Weichen-
stellung VOITSCHOIMMIM werden. Die egelung in Württemberg SC1 für die
Positionierung er deutschen Landeskirchen in der Frage des Verhältnis-
SCS den Freikirchen „VOIN groliser Bedeutung‘“, betonte der Präsident des
Kirchenausschusses Hermann pler in einem Schreiben den Stuttgar-
or Oberkirchenrat.* 1ese abwartende Haltung des Kirchenausschusses
widerspiegelt die Unsicherheit sowochl des Kirchenbundes als auch der
Landeskirchen 1im 1n  IC auf den zukünftigen Umgang mit den Freikir-
chen.

erdings wurden die sich in Württemberg ”zäh hinziehenden Verhand-
lungen VO außserkirchlichen Entwicklungen uDerho Dazu Z die
Weltkonferenz für praktisches Christentum 1mM August 1925, die auf inter-
nationaler Ebene eiINe Annäherung der Kirchen verhie{fs der die Grun-
dung der „Vereinigung Evangelischer Freikirchen Deutschlands“ 1im April

Me des Evangelischen Oberkirchenrates, Stuttgart, den Deutschen ‚vang. Kir-
chenausschufs VO 10.1925 (EZA
Brief[entwurf| |des Praäsidenten des Deutschen Evangelischen Kirchenausschusses|den ‚Vang. Oberkirchenrat uttga VO: (EZAP
Eine Annäherung der rchen auf internationaler Ebene wurde her VO  — den F an:-
deskirchenleitungen wahrgenommen, drang ber in der zweıten der 1920er
Jahre noch nicht die Kirchenbasis VOL: vgl Antworten rage des Rundbriefes
VO: 1928 1mM Anhang dieses Artikels Die Gründung der „Vereinigung Evangelischer
Freikirchen Deutschlands“ wurde 1mM landeskirchlichen Protestantismus 1im Allgemei-
NC  — DOSItLV bewertet, da INan in der Vereinigung einen Ansprechpartner Organısato-
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ine ß  1  ation, die wiederum eine Stellungnahme der Landeskirchen
den Freikirchen erforderlich machte, die Auseinandersetzungen ın
der zweıiten Alfte der 1920erre auf deutschem Gebiet 1im Vorfeld eiINESs

Reichsschulgesetzes. Hıer wurden Überlegungen laut, für den Reli-
gionsunterricht Bekenntnisgruppen festzulegen, „bekennt-
nisverwandte“ Religionsgemeinschaften in einer konfessionellen ystemati-
sierung erfassen. Das Wr ZWAar 1Ur eın kleiner Punkt in der viel umfas-
senderen Schuldebatte, die im Februar 1928 auf rund der heillosen Zer-
strittenheit aller Parteien abgebrochen wurde. Allerdings lösten schon die
Vorüberlegungen ZUr Festlegung der Bekenntnisverwandtschaft bei der
evangelischen Kirche die rage AdUuS, WC  —_ S1E ennn als bekenntnisverwandt
bezeichnen sollte un: WwW1€e 1114nl überhaupt WC  - bezeichnen sollte

amı Ist der pe. genanntT, der AUS der 1C der Landeskirchen
auf die Freikirchen in der e1lit der eimMmarer Republik eiNne wesentliche Rolle
spielte: das Definitionsproblem als rundlage des Verhältnisproblems. VWI1Iie
sollte 114  = Freikirchen bezeichnen un: WwW1E S1e definieren? 1925 ahm i  —

die Idee der Rundfrage VO 1925 1imM Kirchenbund och einmal auf, nicht
zuletzt auf TUun:! der aufgeworfenen Fragen 1im Zuge der Reichsschul-
debatte Nun wurde der Rundbrief als Fragebogen mıit agen die
Landeskirchenleitungen verschickt.® Die rage lautete, ob 11Nan den
Freikirchen, zumindest einıgen VO ihnen, den Charakter einer Kirche
gestehen könne un: w1€e sich das begründen 1 Hıiıer wurde also die
rage ach der Definition in die Runde der Landeskichenleitungen OTL-
fen

Aber CS annn och ein zweiıter, gravierender pe bei der 1C der
Landeskirchen auf die Freikirchen in der eimarer epubli konstatiert
werden. Die Zwe1ite rage des Run  rıieies VO 192535 macht diesen Punkt
eutlc ES wurde gefragt, ob sich Bewelse dafür anbringen lieisen, A4SSs
die Freikirchen in den Landeskirchen mMissiONILerten un: die Landeskirchen
als eın Missionsgebiet ansähen, das Eerst uUurc freikirchliche Aktivität christ-
ich werde. on 1im Begleitbrief des Rundschreibens des Kirchenaus-
schusses VO 1925 wurde hervorgehoben, 24SS eine ärung des Verhält-
NISSES 11150 notwendiger sel, als A4SS die Landeskirchen VO den Freikir-
chen teilweise och als Missionsgebiet angesehen würden./ Der Zwe1ite
Punkt 1im Verhältnis zwischen Landeskirchen un Freikirchen Wr also Aaus

landeskirchlicher IC das „missionarische Wildern“ der Freikirchen
landeskirchlichen Gemeindegliedern.

rischer Augenhöhe sah; vgl Antworten rage des Rundbriefes VO:  - 1928 im An-
hang dieses Artikels
Vgl Anhang
Rundbrief des Deutschen Evangelischen Kirchenausschusses, SCZ Dr Öhme, die
deutschen evangelischen Kirchenregierungen VO 1.9.1925 (LKA
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DIie für die evangelischen Landeskirchenleitungen
sentlichsten TODIemMme 1im 1NDlic auf die Freikirchen

Z Das Problem der Definition

Nachdem 1919 die rechtliche Gleichstellung VO Religionsgemeinschaften
mit Kirchen in der eimMmarer Verfassung garantiert wurde,*® beantragten
Freikirchen un Religionsgemeinschaften die staatliche Anerkennung als
Körperschaften öffentlichen Rechts.

DIie ewährung des Körperschaftsstatus’ WAar Läiändersache, A4ass die
Beantragungen un Bewilligungen hinsichtlich eın un! derselben Freikir-
che der Religionsgemeinschaft in den einzelnen Ländern völlig Zzeitver-

stattfanden. Was bei dem Antragsprozedere hervorsticht ISt, A4Ss sich
die Ministerien mit ihrer eINeEe Empfehlung der Einschätzung der
jeweiligen Freikirche in den eisten Fäillen die jeweilige Landeskirchen-
eitung wandten, da diese als in evangelischen Religionsbelangen kom:-
petentesten erachtetet wurde. Damit wurde eın staatlich garantiertes Recht
wieder in die Hände der Landeskirchen gelegt

1eser Umstand konnte unangenehmen Situationen für die Freikir-
chen ren Karl He1inz Voigt SC in sEeEINeETr Untersuchung „Freikir-
chen in Deutschland 1im un:! Jahrhundert“ das Debakel, welches
sich in Preufßen die Anerkennung der „Evangelischen Gemeinschaft“
entwickelte.? Dabe:i ist anzumerken, A4SS sich die Evangelische Kirche der
altpreufßischen Nıon generell stärker die Befürwo  ng der staatli-
chen Verleihung der Örperschaftsrechte Freikirchen Sstemmte, als das
Dei anderen Landeskirchen der Fall WAr. Hıer erhielten die eisten der be-
antragenden Religionsgemeinschaften un! Freikirchen erst 1950 die Aner-
kennung als Körperschaften Öffentlichen Rechts. DIie Situation in Preuflßsen
annn allerdings nicht verallgemeinert werden. So begann fast zeitgleich
der Dehbatte Loofs Gutachten unı Dibelius’ Protektion dieses Gutach-
tens in Preuflsen der Württembergische berkirchenrat die schon erwähn-
ten espräche mit dem Landesverband der Evangelischen Gemeinschaft in
Württemberg und mıit der Bischöflichen Methodistenkirche in Wurttem-
berg ber ein Konsenspapier ZUrFC. Zusammenarbeit un Festlegung des g \
genseıtigen Verhältnisses. 19285 kam eiINeEe solche Vereinbarung mMiıt der Van-

Überraschend die rechtliche Neuorientierung 1919 letztlich NC hatte 114n doch
schon 1im Jahrhundert die rage der Korporationsrechte, die den Körperschafts-
echten nahe kamen, für bestimmte Religionsgemeinschaften diskutiert.
tto Dibelius, nebenamtliches Mitglied des altpreufsischen Evangelischen Oberkir-
chenrates in Berlin, atte auf den rag der Methodisten mit einem Gutachten des
Hallenser Theologen Friedrich Loofs reaglert, der wiederum die Zuerkennung der KOTr-
perschaftsrechte „kleine‘ Religionsgemeinschaften ablehnte. Das die Evange-
lische Gemeinschaft in Preußen 1im Gegensa beispielsweise Württemberg in der
Tat. Allerdings blieb die Relationsbestimmung fraglich, denn für Loofs rechtfertigte
TSLT ine Mitgliederzahl VO:  - mindestens einer Million Menschen den Körperschafts-
STAatus (Karl Heinz OiRQlT, Freikirchen in Deutschland 19 und Jahrhundert],
Leipzig 2004, 148-150).
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gelischen Gemeinschaft zustande un! Wr eine der ersten dieser Art auf
deutschem Gebiet. *

In Landeskirchen, in denen sich die die landeskirchliche Befürwortung
der staatlichen Anerkennung der Körperschaftsrechte VO Freikirchen nicht
derartig schwierig gestaltete W1€e in Preußen, ergaben sich Sganz andere
Probleme, WCECNN Freikirchen, die bereits die Körperschaftsrechte erhal-
ten hatten und 11U teilweise VO den Ministerien auch ZUrFC Begutachtung
VO  - Antragen anderer Freikirchen erangezogen wurden, ihren freikirchlichen
aCcC  arn die Berechtigung des Körperschaftsstatus absprachen. So wurde
die Evangelisch-lutherische Synode in Baden (die spatere Evangelisch-luthe-
rische Kirche in Baden), die als adısche Freikirche die Körperschalits-
rechte 1im August 1919 rhalten hatte, 1im Zusammenhang mıit eiNem rag
auf die eilung der Körperschaftsrechte der Evangelisch-lutherischen (Ge-
meinde Pforzheim-Sperlingshof VO adischen Kultusministerium ANSC-
fragt, W1€E S1Ce diesen Antrag beurteile. Die Evangelisch-lutherische Synode
sprach sich für eine Ablehnung AdUS, mıit der Begründung, die lutherische
Gemeinde Pforzheim-Sperlingshof sSCe1 klein 1im Gegensatz der lan-
deskirchlichen Empfehlung, der lutherischen Gemeinde den Körperschafts-
STAaLUuUs verleihen, da S1Ce ZWAar klein sel, aber durchaus eine fast fünfzigjäh-
rige Geschichte aufweisen könne ! Im November 1919 wurde der rag
der Sperlingshofer auf einer Sitzung des Staatsministeriums abgelehnt, weil
„die evangelisch-luth. Gemeinde Pforzheim-Sperlingshof ach der Zahl ih-
ICr Mitglieder die CW; der Dauer nicht bietet‘.1* Die Vorlage für diesen
abschlägigen escCNeIl' lieferte SOM nicht die Landeskirchenleitung, SOIMN-
ern eine eben erst in den e  iıchen anı einer Körperschaft des OÖffent-
lichen Rechts aufgenommene lutherische Freikirche. Die Aarhneı in der
Definitionsfrage ZOS sich 1C VO den Ministerien uUurc die Aandeskıiır-
chen his in die Freikirchen selbst hinein.

Die staatlichen ehNorden gewohnt, mıiıt den Kirchenbehörden CMNNS
S4|'mnmeEnN arbeiten miıt dem in der Verfassung intendierten Reli-
gionspluralismus überfordert un! offten deshalb, VO  ; denjenigen UOrganen,
denen VO staatlicher CIl eine hohe gutachterliche KompetenzO-
chen wurde, Richtlinien bekommen: nämlich VO den Landeskirchenlei-

Damit wurde allerdings das grundsätzliche Problem der Vormacht-
tellung der Landeskirchen VOT den Freikirchen, der mıiıt den Verfügungen der
eligionsgesetzgebung der Weimarer Verfassung gewirkt werden
ollte, weiterhin virulent gehalten un! unabhängig VO landeskirch-

Karl Heinz VOZQT, Der Weg D ersten Vereinbarung zwischen einer Landeskirche
un:! einer Freikirche Evangelische Gemeinschaft und ürttembergische Landeskir-
che in Freikirchenforschung (2008), 2 D

11 iverse Schreiben un Dokumente in Akte G. 4430
Briefdurchschlag des Ministeriums des ultus und Unterrichts, SCZ Hummel, das
Evangelisch-lutherische Pfarramt Pforzheim-Sperlingshof betr. DIie Anerkennung der
evangelisch-luth. Gemeinde Pforzheim-Sperlingshof als Körperschaft des öffentlichen
Rechts, VO (LKA
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lichen Agieren Durch den Umstand, 4SS die staatliche Definitionshoheit,
Wer 11U die Körperschaftsrechte erhalten sollte und WCI nicht und AUS

welchen Gründen nicht wieder weıiten Teilen in der Hand der Lan-
deskirchenleitungen lag, wurde einerseılIts das Selbstbewusstsein der CVadll-

gelischen Kirche gestärkt. Andererseits orderte CS die Kirchen heraus, sich
einheitlich auf die ıterien der Definition VO Freikirchen einıgen. Da-
bei die Aufgabe, Zu ersten VO dem abwertenden Begriff „Sekte“ ab-
zurücken und ZU zweıten problematischer den Begriff „Kirche“ für
Religionsgemeinschaften freizugeben.

Um die Verwendung der Begriffee der Freikirche“ gab CS in der
Zzweıiten alfte der 1920er al  re eiNe harsche Debatte zwischen Kirchenver-
etfern un: Theologen auf der einen un: freikirchlichen Protagonisten auf
der anderen Ee1ite gestoflßen wurde S1e VO der Auseinandersetzung ZWI1-
schen Otto 1DEeNuUuSs un dem methodistischen Superintendenten ern-
hard Keip. ' In diese Debatte schalteten sich eitere Theologen und Fre1l-
kirchenvertreter e1n, hne 4SS die rage letztlich wirklich ge  a wurde.
1929 Ahlten ‚außlserkirc  iche Gemeinschaften ekten)“ die „dispa-

religiös-soziologischen Gebilde“ und in einer Kategorie eiIanden
sich „Baptısten un:! Ernste Bibelforscher, Mennoniten un: Mormonen‘“ 1*
Eın skurriles eispie für die völlig ungeregelte Begriffsverwendung bietet
die Antwort des berkirchenrates VO Mecklenburg-Strelitz auf die rage
des Kirchenausschusses VO 1925 ES gebe, der berkirchenrat, auf dem
Gebiet der Landeskirche keine Freikirche, aber einige Methodisten.!>

Was je] mehr Aufregung in den Landeskirchen hervorrief als die frei-
ITchlıche Forderung, den abwertenden Begriff „Se.  66 fallen lassen, WAar
das Insistieren VO Freikirchen, sich dezidiert „Kirche“ nNENNEN Um das

einem eispie verdeutlichen: 1925 gründete in Schleswig-Holstein
eın UrC Amtsenthebung AUS dem andeskirc  chen l1enst entlassener
Pfarrer die „Lreu lutherische Kirche Schleswig-Holstein“. Das Kieler KONSIStO-
r1um intervenilerte emport nicht weil sich eine gebi  € hatte, S()1I1-

ern weil eine Kirche gegründe worden WAÄrL. DIie egründung gegenüber
dem Ministerium WAr, 4SS die Bezeichnung „Kirche“ in Preufßen 11ULr den
„sogenannten privilegierten Religionsgesellschaften vorbenalten sei‘“ .16 Der
Regierungspräsident dagegen Vertrat die Auffassung, „dass der Name Kır-
ch! VO jeder Religionsgesellscha hne weıiteres ANSCHOMMCNHN werden
könne, TELNC. hne dass eiINe solche hierdurch einer Kirche im inne
der Staatsgesetze werde.‘“ 1/ Auch diese Antwort der Regierungsseite Wr

O4LRQT, Freikirchen, 148
Alfred UcRkley, Kirche und Sekte, in Reinhold-Seeberg-Festschrift, il Zur Taxıs
des Christentums, hg VO  > ilhelm oepp Leipzig 1929, 1535—-150, itat 155
Rücklauf der Anfrage des Deutschen Evangelischen Kirchenausschusses VO| 191925
Antwort des Oberkirchenrates der Evangelisch-lutherische IC VO  — Mecklenburg-
Strelitz (EZA L7
rief des Ev.-Luth Konsistoriums, Kiel, CZ Dr. Mülher, den Vorsitzenden des eut-
schen Evangelischen Kirchenausschusses VO: 20  s 1925 (EZA
Ebd
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nicht völlig prazise, denn eiINeEe „Kirche“ Sinne der Staatsgesetze eben
einNne Körperschaft des Ööffentlichen Rechts un: WCTI diesen Status erhalten
hatte, konnte sich ach eigenem utdünken einen aımen geben unab-
hängig VO A un Landeskirchen. amı standen Freikirchen alle MOg-
lichkeiten offen, sich als „Kirche“ bezeichnen. Im Gegensa der De-
hatte den Begriff ‚Sekte“ Wr das aber ureigenes Hoheitsgebiet der
evangelischen un katholischen Kirche Das Monopol auf den egri „KIr-
che  C6 wurde VO den Landeskirchenleitungen er verzweifelt verteidigt,
alerdings mit sechr schwammigen Argumenten. Da der egri „Kirche‘“ VOLr
dem Hintergrund einer Rechtslage definiert werden MUSSTE, die dafür keine
ıterien aufstellte, versuchten CS Kirchenleitungen mit Festlegungen W1€
derjenigen, „Kirche“ bezeichne „nach dem allzgemeinen Sprachgebrauch
eiNe christliche Religionsgemeinschaft die mıiıt Rücksicht auf ihre röfße,
ihre Geschichte un ihre Bedeutung für das Vo  en allgemeine Öffent-
1C Anerkennung erlangt hat“ der „vollprivilegierte cANrıistliche Religions-
gemeinschaften‘“.*® erartig nebulös in dieser eıt CNliıche Verlaut-
barungen selten formuliert. Die SAaDNZC Situation traf die evangelischen Lan-
es  en völlig überraschen: UÜber derartige I  gestellungen des eigenen
amens und damit einhergehend auch der eigenen Identität hatte I1  >
vorher nicht reflektiert. Zum ucC Wr wenigstens der Begriff „evangeli-
scher Pfarrer‘“ rchenrechtlich geschützt. ”

1928 Wr 111  s sich in den eisten Landeskirchenleitungen darüber 1im
Klaren, 4SSs 11a  —_ bezüglich des Alleinanspruchs auf den Begriff „Kirche‘“
keine an hatte Resignativ un: gleic  eitig abwertend fasste der
Dessauer Landeskirchenrat die Lage „Die Bezeichnung Kirche
1St ebenso wenig gesetzlich geschützt W1€E die Diakonissentracht. Wenn also
eine der Sektengemeinschaften sich den stolzen 1te einer Kirche zulegt,
wird wenig dagegen machen sein Be1l dem treben dieser Sekten, CS
den Landeskirchen gleich C(un, wird 111d);  — mit Wahrscheinlichkeit darauf
rechnen mussen, 24SS CS geschieht.“

Und gestand der 2ro Teil der Landeskirchenleitungen 1928 den
Freikirchen, insbesondere denen, die in der „Vereinigung Evangelischer
Freikirchen Deutschlands“ zusammengeschlossen WAaICH, durchaus Frei,kir-

Auszugsweise Abschrift E.O.I 2039, Evangelischer Oberkirchenrat, für den Pra
denten SCZ. Kaftan, den Minister für Wissenschaft, uns und Volksbildung in Ber-
lin VO 29.5.1922 (EZA Diese Formulierung wurde VO: preuflsischen EO  z
anderen Landeskirchenleitungen empfohlen und taucht häufiger in verschiedenen
Zusammenhängen in den Korrespondenzen der Zeit auf.
SO im Schreiben des preufßischen EOK das Kieler KOnNsIistorium (Brief[kopie] VO:

Evangelischen Oberkirchenrat Berlin das Evang.-luth. KOnsistorium Kiel VO
|EZA 1/7391) In der zweiten der 1920er Jahre wurde in Sachsen

un Preufßen aruber diskutiert, ob 114n die Bezeichnung „Oberkirchenrat“ un „KOn-
SIStOrumM. “ den Selbstbezeichnungen der Evangelisch-Johannischen Kirche nach der
Offenbarung St. Johannis, spater Johannischen rche, gerichtlich verbieten könne
(diverse Schreiben in Akte 7/3452).
Brief des Evangelischen Landeskirchenrats für Anhalt. SCZ. Hınze, an den eut-
schen Evangelischen Kirchenausschuss|] VO] 28.1.1928 (EZAE
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chen“charakter Hinsichtlic der aruDer hinausgehenden Religionsge-
meinschaften verwiesen diese Landeskirchen darauf, 24SS auch die „Vereıinti-
SUNs Evangelischer Fre:  en Deutschlands“ andere Sondergemeinschaften
ihres nichtkirchlichen Charakters blehne un:! S1Ce Sekten nenne *!

Hinsichtlich der Anerkennung der Freikirchen als „Kirchen‘“ die
Landeskirchenleitungen zurückhaltender bzw. ehnten 1es rundweg ab
ine besonders SC Osıtıon die Kirchenanerkennung vermerkt das
Protokall einer Sitzung des Kirchenbundesrates 1im Junı 1925 In dem Re-
debeitrag VO Prälat Wilhelm 1€e AUS der hessischen Landeskirche hiefs
CS, W der 24a einzelnen der Religionsgesellschaften

„mehr Recht enn vorher geben wolle, könne 114  = dagegen nicht viel
machen. Ganz abwegig aber sCe1 C WCI111) die Inıtiative ZUuUr Anerkennung
VO  — Freikirchen und Sekten als ‚Kirchen‘ VO  — den privilegierten Kirchen
ausgehe. Die Kirchen entfernten sich dadurch VO  — der Verpflichtung, die
Gott 1in der Geschichte ihnen als Volkskirchen auferlegt habe Die Freikir-
chen un Sekten seien nichts Bodenständiges, sondern IrAbsplitterung
VO den Kirchen entstandene rössen. Wenn die Kirchen S1E als Auchkir-
chen!‘ anerkennen, begeben S1Ce sich VO  —_ der ihnen Uurc Gott in der Ge-
schichte auferlegten Miss1ion WCS un beginnen damit, selbst Sekten
werden. C6

Das SC Worte, die nicht VO  e allen geteilt wurden. erdings blieb
1im allgemeinen Sprachgebrauch, Je ach subjektivem Empftinden, eine Un-
terscheidung in 99-  rchlich“ un einem nicht näher definierten „nicht rch-
1C bestehen un: zeigte sich in den disparatesten Situationen So wurde

1929 die einer baptistischen Lehramtsstudentin, ihr ach dem
tudium die Befugnis ZUr eilung VO Religionsunterricht erteilen, ab-
schlägig VO Kieler Landeskirchenamt bescheinigt, da 114  - nicht glaube,
A4ss eiINe Baptıistin, auch WCNNn S1Ce „n sich Religionsunterricht ertel-
len “  WIL ‚einen kirchlichen Religionsunterricht erteilen kann‘.%>
’1 Vgl Antwort Z rage des Rundhbriefes VO  — 1928 1im ang.

uSZug AUS dem Sonderprotokoll der 1}  ng des Kirchenbundrates Junı
1925, 15—29, 93  N: vertraulich‘ (LKA 44:30; 1/3178) Nicht unähnlich
der Attitüde Diehls empöÖrte sich 1951 das Ostpreufsische Konsistorium in der rage
der Kirchensteuerbefreiung für Baptisten, denn WECINN sich die Fälle häuften, „n de-
LIC  —_ die Beibringung des Mitgliedscheines anderer Religionsgemeinschaften Be-
freiung VO  . den mıit der Zugehörigkeit Landeskirche verbundenen Verpflichtun-
SCH genugt, |\werde ] mehr un mehr die unzutreffende Meinung völliger Gleichwer-
tigkeit der anderen Religionsgemeinschaften mit der Landeskirche Platz greifen, wäh-
rend die Notwendigkeit des förmlichen Kirchenaustritts dazu beiträgt, das Bewulst-
sein wach halten, mıit der Aufgabe der Zugehörigkeit der groisen geschicht-
lichen Gemeinschaft der Landeskirche z Unersetzliches preisgegeben wird‘‘
(Brief des Evangelischen KOnsistoriums der Provinz Ostpreufßsen den Evangeli-
schen Oberkirchenrat in Berlin-Charlottenburg VO 27.4.1931 |EZA
Brief des Evangelisch-Lutherischen Kirchenamtes Kiel, DCZ Dr. Frh HEeINtZe.
den Evangelischen Oberkirchenrat in Berlin-Charlottenburg VO (EZA

65; Unterstreichung im Original). Die rage der Studentin, rmgar' Bruer,
das preufsischen Kultusministerium hatte das Ministerium den preufsischen EO  z

weitergeleitet, der daraufhin ine Umfirage die Landeskirchenleitungen CLe,; WwIE
S1C die Anfrage Erteilung der Lehrbefugnis für den Religionsunterricht durch bap-
tistische Lehrerinnen beantworten würden. Die tworten fielen differenziert Aus
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Gerade die Uneinigkeit in der rage der Definition VO  — „Kirche‘“ iefs die
innerevangelische Diskussion auf der treten. uch die Kirchenbundes-
ratssı  ng 1im Juni 1925, auf der1 sich der Kirchendefinition UuUrc
die Landes  chen geäufßsert hatte, endete ergebnislos ffen. Dabei atte g E
rade auf dieser der hannoversche Landesbischof August Ma  rens
ber das „Verhältnis der evangelischen Landeskirchen den in der ‚Vere1l-
nıgung der evangelischen Freikirchen in Deutschland‘ zusammengeschlos-

Freikirchen“ referiert un anderem eine durchaus konsensfähi-
SC dreiteilige Klassifikation in der Frage der „Bekenntnisverwandtschaft“ un
auch der Bezeichnung einıger Freikirchen als „Kirche“ vorgeschlagen.““

Aber woher rührte 11U die Verhaltenheit der Landeskirchen, sich auf e1-
Definition einzulassen, damit zumindest miıt einem Teil der Freikir-

chen als Partnerkirchen in das espräc eintreten können? ES ware
urz gegriffen, 1er 1LL1UL VO der Angst VOL einem machtpolitischen E1in-
flussverlust sprechen. Der orölste Vorbehalt der andes  chen die
Freikirchen 21ing vorrangıg auf deren Evangelisations- un! Missionsengage-
mMent in den landeskirchlichen Gemeinden zurück.

Das Missionsengagemen der reikirchen als Problem für die Lan-
eskirchen

Das Thema der freikirc  ichen 1S5S10N auf landeskirchlichem Gebiet ist eın
Grundsatzproblem mit einer Vorgeschichte, die we!ıt hinter die eimarer
Staats-Kirche-Regelungen zurückreichte. Im Prinziıp tellte CS eın unlösba-
ICS Dilemma auf rund der historischen kirchenpolitischen Entwicklungen
un: dem landesherrlichen Kirchenregiment auf eutschem Gebiet dar
Freikirchen stielsen in Deutschland keinem Zeitpunkt auf Gebiete, die
nicht landeskirchlic „besetzt“ Das hrte dazu, 24SS die Freikirchen
den Landeskirchen vorwarfen, keine 15S10N betreiben, sondern sich auf
ihre Gebietsansprüche un die Vo  IC als eiNe reine egional ngebun-
ene kirchenpolitische TO zurückzuziehen. Die Volkskirche und das
Landeskirchentum als 1SC. deutsche arıante des Protestantismus WAAIiCN

in freikirc  icher Perspektive nicht hoch angesehen un wurden als Ver-

So befanden der Vorsitzende des Landesausschusses für Religionsunterricht Wiesba-
den und der Evangelische Landeskirchenrat Frankfurt Maın, dass einem Religi-
Onsunterricht durch ine aptistin nichts entgegenstünde, während andere Landes-
kirchenleitungen zögerlich ablehnten, wiederum andere sich strikt dagegen AUSSPCA-
hen iverse Schreiben 7/3544) Der preufßsische EO  z formulierte in seiner
Empfehlung das preußsische Kultusministerium etztlich, dass die Vorbedingung

Religionsunterricht eigentlich die Mitgliedsch: in einer evangelischen Landes-
MC sel, ber WCINN sich die Lehrerin verpflichte, den Unterricht „n UÜbereinstim-
MUNg mit den Grundsätzen uUuNnscIer Kirche erteilen und ihr Sonderbekenntnis
e1 weder berücksichtigen noch dafür werben“ bereit ware, ıne Ausnahme
gemacht werden könne (Briefkonzept E.O.LI 8179 I1 VO': | EZA
T f.])
UuSZug AUS dem Sonderprotokoll der Sitzung des Kirchenbundesrates
nı 1925, 1529 Streng vertraulich (LKA 4430; 1/3178); V01<‘gf ; Freikirchen,
152
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fallserscheinung der Kirche gedeutet: deskirchen selien bekenntniswidri-
SC ‚weckgemeinschaften, die CS MISSIONIEreN gelte, der ANSCHAar-
oOle 1im September 1925.*> Solche un aıhnliche Außerungen, die sich in der
eıt in zahlreichen un! verschiedenen freikirc  ichen Publikationsorganen
en lassen, schürten die feindselige tung der Landeskirchenleitungen

die Freikirchen, allzumal auf rund der fehlenden Unterscheidung
VO Freikirchen un: religiösen Sondergemeinschaften der Eindruck einer
sich in diesem Punkt schr einıgen ege  on VO sektiererischen Gruppen
verschiedenster Couleur entstand. Mitglieder neuapostolischer Gemein-
den in der saichsischen Kirchenprovinz die Landeskirche als „Mördergrube“
un! schlimmeres bezeichneten?® der Außerungen des Bischofs der Bischöf-
lichen Methodiste:  rche John Nuelsen als „durchaus antilandeskirchlich“
eingestuft wurden,“’ ief 1C relativ unterschiedslos auf asselbe hin-
AU|  N die wahrgenommene Feindschaft er evangelischer Religionsgemein-
schaften ZUr evangelischen Landeskirche, die sich in einem ungebremsten
Missionswillen aufßerte. Aus landeskirchlicher 1C betrieben Freikirchen
in erster in1e Mission, die hne Rücksicht auf die evangelische Kirche die-
SC{ Menschen abspenstig machte.

Das bedeutete, INa  e’ WAar auch theologisch un das Bekenntnis betref-
fend tief besorgt immerhin wanderten landeskirchliche Christen, Wenn S1Ce
in Freikirchen überwechselten, nicht 11UL in eine andere Urganisationsein-
eıt über, sondern einem alschen Glauben 1eser Aspekt 1Sst der ohl
iın der zeitgenÖssischen freikirc  ichen Perspektive der häufigsten C»
endete in der Debatte, da 114  = sich wenig mit dem An-
SPrucC. der Landeskirchen eschäftigte, den wahren evangelischen Jau-
ben vertreten, sondern S1C 1L1ULE als Verwalterinnen der verweltlichten
Oolkskirche sah In der Tat wurde die orge den Abfall VO „wahren
Bekenntnis‘‘ ihrer Mitglieder seitens der Landeskirchenleitungen den Fre1li-
kirchen gegenüber 2ıum verbalisiert, enn ergal sich AUS den landes-
kirchlichen Grundordnungen, die die Bekenntnisgrundlage un: die theo-
logische A4S1S einer jeden Landeskirche bildete un bildet 1ese rund-
ordnungen wiederum WAarecen Aaus freikirchlicher 1C CN mit der NCSd-
LV bewerteten kirchlichen Institutionalisierung verknüpftt, als 24SS S1C
überhaupt als Bekenntnisaussagen gewertet wurden. Ganz abgesehen da-
VO a4ss auch die andeskirchliche Gemeindebasis die eigenen rund-
ordnungen selten diskutierte un! sich wenig auf S1Ce Derief, un:! 1M
der landeskirchlichen Gemeinschaften häufig och 1eselDe Kritik w1€e die
Freikirchen fehlenden Bekenntnischarakter der Missionseifer der Lan-
eskirchen außerte.

25 Unsre Stellungnahme den Lutheranern in bekenntniswidrigen landeskirchli-
hen Zweckverbänden, in Der scharbote Jg., Nr. VO: 7983
T1EC des Königlichen Konsitoriums der Provinz Sachsen den Evangelischen ber-
kirchenrat in Berlin-Charlottenburg VO (EZA 7/3461, 180)
Brief des Evangelischen Oberkirchenrates, Karlsruhe, den Deutschen ‚vVang. Kir-
chenausschuss VO (EZA
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Fur die Landeskirchenleitungen allerdings schieden sich Za der Ab-
ehnung der Grundordnung un! damit verbunden der jeweiligen evangeli-
schen Bekenntnisse die Geister. DIie orge das Abwandern landeskirch-
licher Christen ın eın alsches Bekenntnis 111U55 als eigenständige orge
innerhall der Landeskirchenleitungen wahrgenommen werden. Be1i dem
Verhalten der Landeskirchenleitungen egenüber den reikirchen eın 1L1UL
VO  z einem machtpolitischen Kalkül auszugehen, verzerrt un verschleiert
die andeskirchlichen Motive Der Gemeindebasis wurde 1es schlichter
kommuniziert. SO das zentrale Argument in dem Faltblatt der wurttem-
bergischen Landeskirche „Warum ich bei melner Kirche bleibe
Z die Landeskirche SEC1 „Heimat für alle  “ Die Freikirchen, 1in dem Falt-
att die Eigenwerbung, „bauen doch alle auf dem Acker d} den die Volks-
TC gepflügt hat Von den SanzZ der Kirche un: dem Glauben Entfrem-
deten gewinnen S1C Ja fast niemand.‘“ Das landeskirchliche Wirken dagegen
SC1 QAanz anders ausgerichtet: „Die evangelische Kirche handelt ach dem van-
gelium, WCNN S1e nicht drängt un: treibt, sondern als der Samann das Wort
1im Lande AauSstIreut un Wachstum un: edeiıhnen Gott anheim stellt.“

In der Praxis die Fälle VO  e} freikirc  icher 1SS10N landes-
kirchlichen Gemeindegliedern nicht gering der wurden zumindest als
lativ hoch eingestuft.“? Dabe:i scheint in den ren 1920 His ELTW:; 1925
tatsac.  IC eiNne Welle des freikirchlichen Gemeindeaufbaues gegeben
en SOWI1LE eın starkes freikirchliches Missionsengagement, das in den fol-
genden ren ELIwAas AC In den Antwortbriefen auf die age des
Kirchenausschusses VO 1925 Aauliserten sich esonders die thüringische,
sächsische un lippische Landeskirche SC gegenüber den Freikirchen,

„Warum IC bei me1iner C bleibe.“ rucksach: |um (LKA
11029).
Dies 1st L1ULE einer der Yelea Punkte, denen welitere historische Forschungen be-
züglich der realen Situation gegenüber der subjektiven Wahrnehmung sowochl auf
landes- als uch freikirchlicher Seite nOtig waren. Gerade bei den Auseinanderset-
NSCH der Landes- und Freikirchen spielten subjektive Eindrücke ine groise
Um 1Ur ein Beispiel C1i1MNECN die Archivalien landeskirchlicher Archive eröffnen
eın Panorama schwieriger Fälle freikirchlicher ungebremster 1sSs1ıon und
verhohlener Abneigung die Landeskirchen, einzelne Pfarrer und lan-
deskirchliche Gemeinden. Der Druck, der durch Landeskirchenleitungen auf Freikir-
hen ausgeübt wurde, kommt hier kaum Ausdruck, VO  - den Situationen eines
einvernehmlichen Nebeneinanders VOTLT SAaNZ abgesehen. Vice steht im FO-
kus der Freikirchenforschung hauptsächlich ben der landeskirchliche ruck auf
Mitglieder VO  — Freikirchen. erden die Frontstellungen der Quellen geradewegs
in die gegenwartige historische Arbeit übernommen, gerat nicht 81808 die historische
Faktenlage AUS dem 1C die. W1E QCSALL, bisher 11UTL unzureichend untersucht und
dargestellt wurde, sondern werden uch die gegenseitigen Verwerfungen VO  - VOL
knapp 100 Jahren weiterhin genährt. Die tatsächliche Zahl der Übertritte VO:  — Lan-
deskirchen in Freikirchen, die tatsächliche Zahl freikirchlicher Kirchensteuerzahler,
der tatsächliche Umfang VO  — Fäallen der geNanNnnNtEN Friedhofsstreitigkeiten (und
ihr jeweiliger Ablauf und die eigentlichen Ursachen) sind bisher iel wenig
jert, überhaupt TWwAas über die jeweiligen landes- oder freikirchlichen Befind-lichkeiten hinaus SCH können.
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spezie den Methodisten, un: ZWdLr AuUSs dem rund, da diese die Landes-
TC als Missionsfeld ansähen.°

iınen ELWAas moderateren Ton schlugen die landeskirchlichen Einschät-
VO 19253 In der Zusammenfassung der tworten auf die Um-

rage des Kirchenausschusses VO 1928 hie1s CS, 4SS zehn der obersten
Kirchenbehörden der altpreulsischen Kirche 9anz allgemein davon ausgin-
SCH, 99 die Landeskirchen als Missionsgebiet VO den Freikirchen ANSCHC-
hen werden, WECNN einıgE auch 1L1UL VO sporadischen Vorstöfßen un nicht
VO!  . dauernder missionarischer Tätigkeit reden‘“. 1C. mehr der Fall sSC1 das
bei den Methodisten, wohl aber bei den Baptisten, der vangelischen emeılnn-
schaft, den Neuapostolischen, Adventisten un ernsten Bibelforschern. Der
Stuttgarter berkirchenrat betonte, 95 die Freikirchlichen in dem alse
Verständnis für die olkskirche gewinnen, als S1C selbst Zuwachs WCTI-
den ulserdem drängen die neuauftretenden ekten die alten einer schar-
fen Unterscheidung VO jenen un daher einer immer stärkeren kirchli-
chen Gestaltung“.** Letzteres lasst, neben einer gewissen Beruhigung der
eigenen immung, eın Verständnis für die freikirchliche Situation erken-
NCN, welches sich 1925 och nicht zeigte.

Es fehlen bisher umtfassende Statistiken den Landeskirchenaustritten
un Freikircheneintritten für die elt der eimMaAarer epublik, aber Zzumın-
est pu  ue.  e regionale Aufschlüsselungen existieren.°* Beispielsweise {ira-
ten 1926 1im Kirchenbezirk Esslingen in Württemberg 206 ersonen Aus der
evangelischen Kirche Au  N AaVvon blieben 136 in olge jedweder Kirche fern
un:! 61 traten in Freikirchen e1in. Be!1l dem est handelt CS sich ZU Ka-
tholizismus konvertierte Christen. Fur die Landeskirche Wr das eın frei-
kirchlicher Frontalangriff, während freikirchliche ertreter argumentierten,
I1a  — SO sich lieber ber die nunmehr 136 Atheisten Gedanken machen.**

Das machte 111l landeskirchlicherseits allerdings in der Tat In der SAMN-
Z  s Problematik der Anerkennung der Körperschaftsrechte VO religiösen
Gemeinschaften un! der Wirkung auf die evangelische Kirche wurden die
Anerkennungen der freireligiösen erDande un Gruppen der Freidenker
iın den 1920er Jahren eın immer virulenteres Phänomen. Diese Grupplie-

gingen zunehmend aQgQreSSIV samtliche Kirchen VO  z Ende der
1920er a  re wurden S1C VO den Landeskirchen und dem Kirchenbun:

Rücklauf der Anfrage des Deutschen Evangelischen Kirchenausschusses VO 11.09
1925 (EZA /7

51
5

Vgl Antworten rage des Rundbriefes VO  . 1925 im Anhang
In den Jahren 1920 bis 1925 1St ine grolise Kirchenaustrittswelle VO!  — ETW: 2:7%
verzeichnen (Zeitungsausschnitt AUS ADEer Evangelist“, Nr VO |EZA
17591 Möglicherweise handelte sich hierbei einem groisen eil Mitglieder
VO  - Freikirchen, die VOT 1919 AUus orge den Verlust ihrer bürgerlichen Rechte
formal Mitglieder der Landeskirchen SCWCSCH WAalIiCcCII un 1U die Konsequenz AdUus
der rechtlichen Situation OBCNH und ihre landeskirchliche Mitgliedschaft quf-
lösten (für diesen inwels an ich vielmals Karl He1inz Voigt).
Zeitungsausschnitt Aaus „Der Evangelist“ Nr. VO!| (EZA
Ebd
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schärfer als die Freikirchen un religiösen Sondergemeinschaf-
ten beobachtet un bewertet.®> Die „atheistische Abwanderung‘“ Au den
Landeskirchen machte der evangelischen Kirche zumindest in der zweıten
Aalfte der 1920er a  re un:! kurz VOTLr 1955 schwerer schaffen als die in
die Freikirchen. Signifikant für diese Situation ISst, A4SSs die evangelische
Kirche in der eimarer epubli keine Urganisation DbZzw. Behörde 1Ns Le-
ben rief, die sich inhaltlich intens1iv mit den Freikirchen eschäftigte, ohl
aber mit der 1921 gegründeten Apologetischen Centrale in Berlin, der NOT-
läuferin der Evangelischen Zentralstelle für Weltanschauungsfragen, eiINeEe
Instanz schuf, die anderem der Beobachtung der Freidenkerverbände
diente >°

Die Frontstellung VO Freikirchen un Landeskirchen spielte sich VOTL
em der asıls, in den Gemeinden ab, sich Konftfliktfelder eröffne-
ten, die nicht primar Urc die Haltung der Kirchenleitungen ausgelöst
wurden, sondern entweder VO Missverständnissen un: einer fehlenden
Kommunikation der rein menschlichen Eitelkeiten gepragt Fın
Kumulationspunkt der Auseinandersetzungen die CenannNten
Friedhofsstreitigkeiten.*” In der Weimarer epubli WAalrcIi) die Pfarreien der
Landeskirchen bzw. Diozesen weitgehend die Eigentumer der Friedhöfe
Naheliegenderweise uUussten Begräbnisse VO Mitgliedern anderer Konfes-
SiONen un! Religionsgruppen mit den Pfarrern der Priestern abgespro-
chen werden.®°° Hıer erga sich eine SBAaNZC VO Problemkonstellatio-
NCNMN, die 1in Missverständnissen und gegenseıtigen Verwerfungen münde-
e  ) Einerseits wussten MmMıiıtunter freikirchliche Prediger nicht, A4Ss die lan-
deskirchlichen Gemeinden Eigentumer der Friedhöfe un aglerten
dementsprechend Aaufonom So schilderte Zz. DB der methodistische Predi-
SCcI Alfred ammer in DIer Evangelist 1mM Oktober 1925, W1€E SEINE Proble-

auf dem TIE': der Gemeinde Ragow begannen, nämlich als sich
VOT einer Beerdigung mit dem zuständigen landeskirchlichen Geistlichen
Propst Sandmann 1in Verbindung geSsELZL un ihm dargelegt habe,

99' die Methodistenkirche in Baden, Bayern un: Sachsen ine Körperschatft
des OÖffentlichen Rechtes sel, der ehrwürdige Herr freilich och keine
blasse Ahnung hatte, und dafs die Gewährung dieser Rechte in Preufßen
bevorstünde, wOomıit das Recht auf die Benutzung der landeskirchlichen

Vgl die Akten 1/5179.
Zur „Apologetischen Cen: vgl Malttihias POLMAann, Kampf der eister. Die Pub-
izistik der „Apologetischen Centrale‘ (192 1—-1957), Stuttgart/Berlin/Köln 19958
Vgl dazu die Akte uch itzungspunkt „Zur rage der Friedhofstreitigkeiten
zwischen den evangelischen Landeskirchen, Freikirchen und Sekten“ auf der ng
des Kirchenbundesrates I und Juni 1928 in Eisenach (Sonderprotokoll
über die Sitzung |EZA 5—2
In den me1listen evangelischen Landeskirchen wurden in der Weimarer Republik Ver-
ordnungen der Kaliserzeit angewendet, in denen ZuUume!lst die ede VO]  - freikirchlichen
Aalen un: Geistlichen Dei Beerdigungen verboten Wr und Gesang und Liturgie L1ULE
mit Genehmigung des Pfarrers WAAaliCcCcn
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Friedhöfe verbunden SC das auflserdem schon die 1ICUC Reichsverfassung
gewährleiste“

1esSe erlegung Wr ZWAr juristisch falsch aber der UÜberzeugung, das
Recht auf SCINECT Seite en nahm Hammer mehrmals Beerdigungen auf
dem landeskirchlichen Ortsfriedhof das ausdrückliche Verbot des Ge-
meindekirchenrates VOTL erartige schürten die AQBICSSIVC Haltung
VO landeskirchlichen Gemeinden gegenüber Freikirchenmitgliedern die sich

un möglicherweise auch dem uje der Auseinander-
SCIZUNgG nicht ANSCHICSSCHNCHN Beschwerden bei den Landeskirchenleitun-
SCH entlud 41

Andererseits warfen landeskirchliche Pfarrer den freikirchlichen redigern
oft „Werbung 19 VOTL C111C sechr eNnNnDare Formulierung, allzumal
Ja gerade C111C Beerdigung hne theologischen eZug der Religionsge-
meinschaft des der der Verstorbenen aumar 1ST Insgesamt en
sich den SC  iıchen Dokumenten der eıit sowochl freikirchliche Predi-
SCI als auch landes  chliche Pfarrer mıiıt grolser Selbstherrlichkeit un! Verbis-
senheit hervor Eın Sanz CIBSCNCS Problem stellten dazwischen die landes-
kirchlichen Gemeinschaften un: MIt ihnen CS zusammenarbeitende CVAdll-

gelistische Einrichtungen dar die sowohl als Pufferzonen wirkten
als auch als landeskirchliches wanderungsfeld die Freikirchen

Der Umstand 4SS sich 11UL die Problemfälle den Archiven eiinden
nicht die denen CS der zumindest geregeltem
Nebeneinander kam erschwert die Einschätzung der faktischen Lage aller-
ings erheblich

Alfred Hammer Beerdigungsschwierigkeiten un:! kein Ende Der Evangelist
Jg NTr VO 1925 678 (EZA 7D  /
Zu ammers mehrmaligen Beerdigungen das ausdrückliche Verbot des Ge-
meindekirchenrates vgl Me des Evangelischen Konsistoriums der Mark Branden-
burg den Evangelischen Oberkirchenrat Charlottenburg, betrifft den Zeitungs-
artikel „Beerdigungsschwierigkeiten und kein Ende“ VO 1924 (EZA //5787)
In Preuflsen wurde die Methodistenkirche schliefslich 1950 als Körpersc| des Ööffent-
lichen Rechts anerkannt (vgl Unmnler StLermmler Eine IC ewegung Die Bi-
schöfliche Methodistenkirche Deutschen eic während der Weimarer Republik
Stuttgart 1985 /

41 Vgl Z den Reaktionen der Gemeinde Ragow Hammer diverse Schreiben
Akte 713787
Besonders brisant WAaren die Fälle der Doppelmitgliedschaft Landes- unı Freikirche
die über die Mitgliedschaft landeskirchlichen Gemeinschaften zustande kamen Die-
S Doppelmitgliedschaften verschärften die genannten Friedhofsstreitigkeiten
age 2612/28 Deutscher Evangelischer Kirchenausschufs SCZ Präsident
pler, VO 1929 |EZA Z och 1955 wurden als gröfßstes praktisches
Problem i er‘  tnıs den Freikirchen die Kirchendoppelmitgliedschaften benannt
(Außerung der Boller Resolution VO September 1955 betreffend Fragen 1-
schen Landeskirchen und reikirchen, 55; Beilage Rundbrief des EV. ber-
kirchenrates | Württemberg ‚Qa alle Landeskirchenämter das KOonsistorium
Berlin und den Oberkirchenrat Oldenburg VO! 21 11 etr Verhältnis den
methodistischen Freikirchen |LKArchiv Kassel Landeskirchenamt Generalak-
ten Nr 2124 Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften Sektenwesen Evan-
gelische Freikirchen 1947-19551)
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Den Landeskirchenleitungen ist Zzugute halten, A4ass S1Ce in gravieren-
den Fällen klärend eingriffen und versuchten, alle Beteiligten Gesprä-
chen versammeln. Wenn 1€es gelang, zeigte sich in den eisten Fällen,
WI1eEe stark Missverständnisse das eschehen beeinflusst hatten.®* Insgesamt
schlug sich in den 1920er Jahren negatıv nieder, 24SS keine Vereinbarun-
SCH zwischen Landes- un Freikirchen gab, anderem der VO den
Landeskirchen nicht der spat VOTSCHOMUNECNEC Definition VO Freikir-
chen geschuldet war. 44

Zusammenfassung
Das Zr0. Problem der evangelischen Landeskirchen 1m 1C auf die TE1N-
kirchen der eimarer eıt tellte die enlende Definition VO Freikirchen
un die enlende Reflexion auf theologischer un! kirchenrechtlicher Ebene
hinsichtlic der Begriffe „Kirche“, „Freikirche“, ‚Sekte“ dar Dadurch fehlte
eine fundierte Positionsbestimmung der andes  chen gegenüber den Frel-
en ach 1919 un! den recCc  iıchen Veränderungen Urc die eimarer
Verfassung. 1ese Positionsbestimmung wiederum hätte die rundlage für
Vertrage un: Absprachen darstellen können. DIie Landeskirchen vollzogen
diese Verhältnisbestimmung jedoch nicht Das Wr nicht 11ULE der ahrzehn-
te- der jahrhundertelang gewachsenen Aversion der Landeskirchen
Freikirchen, unterstutzt UrcCc die rechtliche Vormachtstellung der Landes-
chen, geschuldet, sondern Wr auch Urc die Wahrnehmung eines hoO-
hen freikirchlichen Missionsaufkommens auf den Gebieten der Landes-
IC verursacht. Damit prasentierten sich die Freikirchen Aaus der 1C| der
ndeskirchen einmal mehr als unmittelbare christliche Konkurrenz. l1eser
galt CS widerstehen un ZWAar VOTr dem Hintergrund der Aufrechterhal-
t(ung des historisch gepragten Machtgefüges 1im rec  iıchen Rahmen
un der orge den Verlust VO landeskirchlichen Christen in Ge-
meinschaften anderer Bekenntnisse.

Vgl mehrere Fäll in 4430
Bis auf die Vereinbarung zwischen in Württemberg un:! den württembergi-
schen Methodisten 1925 kam _ST Anfang der 1950er Jahre ersten Gesprächen
un: Verlautbarungen zwischen Landeskirchen unı Freikirchen So fand 1955 in
Bad Boll die Tagung „Landeskirchen und Freikirchen“ STAl auf der ine Resolution
verabschiedet wurde, die Übertrittsregelungen VO:  _ andeskirchen in Kirchen, die Mit-
glied der Arbeitsgemeinschaft Christlicher Kirchen WAarcCcn, vereinfacht un: der Staat
el ausgeschaltet werden sollte Aufßerdem wurde 1INs Auge gefasst, Amtshandlun-
SCH WI1IE Irauungen und Beerdigungen durch freikirchliche rediger zuzulassen (Re:
solution der Öökumenischen agung „Landeskirchen und Freikirchen“ Bad oll 51
Uugus! bis eptember 1955, Beilage Rundbrief des Ev. Oberkir-
chenrates | Württemberg ga alle Landeskirchenämter, das KOonsistorium
Berlin und den berkirchenrat Oldenburg VO| 21.1155, etr. Verhältnis Z den
methodistischen Freikirchen | LKArchiv SSe 5.)1 Landeskirchenamt Generalak-
ten, Nr 2124 Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften, Sektenwesen, Evan-
gelische Freikirchen, Bd 1947-19551).
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age
Edition
der Fragen des undbriefes des Deutschen Evangelischen Kirchenausschus-
SCS5 die obersten Kirchenbehörden der 1im Deutschen Evangelischen Kır
chenDun:! zusammengeschlossenen Landeskirchen VO SOWI1E
der Zusammenfassung der tworten 1im Bericht ber die Außerungen der
obersten Kirchenbehörden ber die Freikirchen e  en in Deutschland,
vorgele Zur Sitzung des Kirchenausschusses Marz 1925

KAAHN CINIZEN der genannien Preikbirchen der AFraRler als Kirche IO PUGAR-
gelisch-Rirchlichen Standbunkte Zuerkbannt werden? CHN JA, welche PYei-
birchen SiInd dies, und 1UOMMIT LAJSst SICH die ZUerReMNNUNZ des Charahters als
Kirche begründen?

Zu dieser Frage 1St ergänzend och eın Rundschreiben anuar ALl-
SCH,; in dem gESAagT wird, A4Ss sich bei Kirche nicht den biblischen Begriff
ecclesia, och den Kirchenbegri der Reformatoren und der nachreforma-
torischen Kirchenordnungen handele, sondern die Bedeutung habe, die das
Wort ach einer grundsätzlichen Feststellung des Preußfsischen Ministeriums für
Wissenschaft, uns un: Vo.  ung 1imM Sprachgebrauch und in der esetz-
gebung rhalten hat Kirche 1st danach ine christliche Religionsgesellschaft, die
mit Rücksicht auf ihre Grölse, ihre Geschichte un:! ihre Bedeutung für das Volks-
en gemein rechtliche Anerkennung erlangt hat Auf trund dieser Defini-
tion en einige oberste Kirchenbehörden die Freikirchen als Kirchen nicht
anerkannt, weil ihre Zahl in ihrem Kirchengebiet gering se1 Andere oberste
Kirchenbehörden en der Frage VO kirchlichen tandpu AuUSs Stellung
SCHOMUMNECNH un! die Anerkennung ejaht, weil S1C ihrem Wissen ach Kirche sind,
indem ihre Urganisation un! Verwaltung, SOWI1E die Vorbildung der Geistlichen
ihnen das recht dazu gibt Endlich wird die Anerkenntnis der Freikirchen als
Kirchen ausgesprochen, weil die Frage nicht 11UT ach der Zahl in einem e1in-
zelnen Kirchengebiet beurteilt werden könne, sondern C w1e€e bei den
Methodisten, auf die Gesamtheit der Methodisten ankomme, VOoO denen die
deutschen Gemeinden L11ULr einen Teil darstellen.

Zusammenfassend lässt sich SCNM, 4SS eine schr beac|  IC Anzahl Kir-
chenbehörden die Anerkennung der Freikirchen als Kirche Frun! blehnt, e1inl-

S1Ce für kaum empfehlenswert oder für bedenklich halten un: endlich WIE-
der ein sechr beachtenswerter 'eil die Frage für einige Freikirchen bejaht. Zu
diesen Freikirchen gehört in erster Lintie die Bischöfliche Methodistenkirche
un: da, S1Ee in grölseren Gemeinden vorhanden sind, die Evangelische Ge-

DIie ausformulierten Fragen in Rundhbrief des Deutschen Evangelischen Kirchenaus-
schusses, SCZ Präsident ‚pler, die obersten Kirchenbehörden der 1im Deutschen
Evangelischen Kirchenbund zusammengeschlossenen Landeskirchen VO 09.01 1928
(LKA die tworten in Bericht über die Außerungen der obersten Kir-
chenbehörden über die Freikirchen Sekten) in Deutschland. | Vorgelegt ZUr | ng
des Kirchenausschusses Marz 1928, SCZ Scholz (LKA

/7 Der Rundbrief des Kirchenausschusses mit den ausformulieren Fragen,
Abschriften VO  S tworten verschiedener Kirchenleitungen SOWI1E das Protokall der
Sitzung des Kirchenausschusses VO Marz 1928 finden sich aufßserdem in Ak-



174 GISA Dauer

meinschaft SOWIE auch der und Freier evangelischer Gemeinden nicht arbDys-
tischen Ursprungs. uch der und der Baptistengemeinden wird hinzugerech-
net (Janz a2usnahmsSWweise wird auch die katholisch-apostolische Gemeinde g -

Im allgemeinen aber sind als Freikirchen, deren Anerkennung als KIr-
che in Betracht kommen kann, 1L1UTr die geNANNT, welche sich 29 April 1926
in Le1pz1g ZUrFC Vereinigung Evangelischer Freikirchen Deutschlands Aamnl-

mengeschlossen en und 1es dem Kirchenausschuss mıit Schreiben VO

ugus 1926 offiziell Einsendung der Satzungen mitgeteilt en Da-
gehören die Bischöfliche Methodistenkirche, der und der Baptıstenge-

meinden, die Evangelische Gemeinschaft und die freien evangelischen Ge-
meinden. In CZUg auf die etztgenannten darf vielleicht inzugefügt werden,
A4SSs S1C sich VO den Darbysten gelöst aben, ass S1C sich stärker als Kirche
mit geordnetem Predigtamt organısieren un:! jetzt auch die früher nicht BC-
wollte Verleihung der Rechte VO Körperschaften des Öffentlichen Rechts
streben. DIie Vereinigung will eine RC  1C geordnete Vereinigung sein und
lehnt andere Sondergemeinschaften ihres nichtkirchlichen Charakters
ab, S1Ce mit anderen Freikirchen sich wohl auch Sekten

Andere als die enannten Freikirchen der christlichen Sondergemeinschaf-
ten werden VO  z allen obersten Kirchenbehörden abgelehnt, wobei natürlich
nicht VO  — den lutherischen der reformierten Freikirchen un: der Brüderge-
meilne die ede 1St Von den Mennoniten 1st och dASCIL, 24SS ihnen ohl
teilweise die Anerkennung als Kirche zugesprochen wird, dass aber andererseits
Bedenken rhoben werden, weil eın mennonitischer Prediger Sprecher in
einer freireligiösen Gemeinde 1St

Endlich 1sSt diesem Punkt och hervorzuheben, 4SS damit, A4SSs eine Kır-
che als Kirche angesehen wird, och nicht die Anerkennung als religionsverwandt
im Sinne des Entwurftfs ZU Reichsschulgesetz ausgesprochen ISt. Darauf wird
bei Punkt 15 och zurückzukommen sSe1in

Sind Beweise AJur vorbhanden, dass die Freikirchen die Landeskirchen als
Missionsgebizet ansehen, auf welchem ersi_tUFdie JreikirchlicheArbDeit und
Wortverkundigung die eelen {Ur Christus ZEWONNEN werden MMMUSSCH.

Zehn oberste Kirchenbehörden bzw. Konsistorien der altpreufsischen Kirche
bejahen die Frage 9anz allgemein, 4SS die Landeskirchen als Missionsgebiet VO  —
den Freikirchen angesehen werden, WEn einıge auch 11U  —_ VO  — sporadischen
Oorstößen und nicht VO: dauernder missionarischer Tätigkeit reden. Bemer-
kenswert ISt, 4SS die abgetretenen Gebiete 1im sten eine bewusst missionari-
sche Tätigkeit der Freikirchen in ihren Gebieten bekunden, ebenso auch die
Grenzmark und Ostpreußsen, auch Wn 1er größere Zurückhaltung vonseıiten
der Freikirchen beobachtet wird. Von den Methodisten wird berichtet, ass S1Ce
die Kirche nicht als Missionsgebiet ansehen. In gröfßserem Umfange 1st 1€es aber
der Fall bei den Baptisten und der Evangelischen Gemeinschaft. (Janz allge-
meın aber wird die Kirche als Missionsgebiet behandelt VOI Neuapostolischen,
Adventisten, ernsten Bibelforschern. Der evangelische Oberkirchenrat in utt-
gart macht darauf aufmerksam, 4SS die Freikirchlichen in dem Malflse Verständ-
NIsS für die Ikskirche gewinnen, als sS1C selbst Zuwachskirche werden. Außer-
dem drängen die neuauftretenden Sekten die alten einer scharfen nter-
scheidung VO jenen und daher einer immer stärkeren kirchlichen Gestal-
(ung
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ASS } sich Jestistellen, 0O MC IMISSIONIEFCENHNde ZALiQREIL, UE SZC IO CH
uCH die Zeltmission, die die MAasse DEWINNEN soll geschiehl, IM QFOSSETCEM
Umnmfange solcheWwerden, welche derm Evangelium und der K{Fr-
che enifremdet SINd, Oder OO der ZUZANZ den Preibirchen mehr AHUS
Birchlichen KFeiseh erJolgt?

ES wird gemein berichtet, 4SS der Zugang den Freikirchen fast urchweg
Au kirchlichen Kreisen rfolgt, wobei bemerkt wird, 4SS gering 1St un! g-
SCH früher nachgelassen hat Entfifremdete werden auch Urc die Zeltmission
LL1ULE 1im geringen Mafseeobwohl Schlusse der Zeltmission 11UL für
andere Denominationen und nicht für die Landeskirche geworben wird. Zeilt-
mMIisSsiOoOnN wird auch als Allianzmission getrieben. Es 1st beobachtet worden, 24SS
infolge ihrer Wirksamkeit der Zugang ZUr Kirche ebenso stark W1Ee den
Freikirchen. Be1l der Zeltmission wird vorneNnmMlıc auf ihre Auswirkung hin
achten se1n, ob S1Ee Aausschlieflfslich VO:  . freikirchlicher (methodistischer) Ee1te
AUS Oder als Allianzmission oder endlich VO  — Verbänden getrieben wird, welche
in einem näheren Zusammenhang mit einer Landeskirche stehen.

Wze SE das Verhalten der Jreikirchlichen Prediger den landeskirch-
ICHEH Geistlichen und BehÖrden Deizr der GrÜnNdung und LEHUUNGZ DO:  N (r7e-
meinden?

Im groisen d}  CMn lässt sich ABCHM, A4SS die Fühlungnahme der treikirchlichen
Prediger Pfarrern und Behörden sechr gering 1Sst Sie sind oft SEIDSIDE-
WUSSLT, A4SSs sS1Ce die Fühlung nicht nOtig haben meınen DBe1l Gründungen VOon
Gemeinden zeigen S1Ce sich Aaufig wenig ffen un! rücksichtsvoll, werden auch
iıre als FruC.  1CNTtSIOS bezeichnet. uch nner. der Kirchengebiete selbst 1st
das Verhalten verschieden, in Westfalen der Thüringen, die freikirch-
lichen Prediger ach den VO Landeskirchenrat in Eisenach dankenswerter-
WeIse gemachten statistischen Aufstelungen in Kirchenkreisen feindlich, in

neutral und in sich freundlich verhalten. Der Hauptanteil bei der feindli-
chen Einstellung liegt aber auch 1er Hei den nicht der Vereinigung evangeli-
scher Freikirchen angeschlossenen Urganisationen (Sekten). Auf die CVANSC-
lisch-lutherische Freikirche Sachsens 1st 1er besonders hinzuweisen. Freund-
ich 1Sst das Verhältnis dort, Pfarrer und Prediger ZUr Allianz gehören der
gemeinsame Aktionen VOLTSCHOIIN werden, WOZU in ayern die Gemein-
schaftspfleger die Brücke bilden

Denen die freikirchlichen Krankenschwestern uCH den Kranken AUSSECTI”-
Dalb ihrer Gemeinde, und WEHNN JA, ZSL emerkbar dass SZC IM den FA
SCTTZ, IM denen Ssze  egeN, Probaganda [Ür ihre Gemeinden treiben”?
Werden Kinder AUS landeskirchlichen Familien IM die Sonntagsschulen der
Gemeinde der Freikirche eingeladen und IM das freikirchliche Gemeinde-
loDen hineinZezogen?

Besondere Aufmerksamkeit verdient die Propaganda in der Krankenpflege un:
VOL allem in der Sonntagsschule der Freikirchen. Überall, Schwestern atıg
sSind, werben S1C mehr der weniger ffen für ihre Gemeinde und verteilen
gelmäßig Blätter mıit Einladungen den Gottesdiensten ihrer Gemeinden. In
Königsberg sind 1M Städtischen Krankenhaus baptistische Schwestern, die lät-
termission treiben. In uttga: besteht eın methodistisches Krankenhaus:;: doch
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jegt 1er die Seelsorge seiner landeskirchlichen Mitglieder in der Hand eines
landeskirchlichen Pfarrers. Besonders aktive Propaganda treiben Schwestern
der Adventisten.

Weit stärker 1aber 1st die Werbearbeit urc die Sonntagsschulen mit dem
7Zwecke der Hereinziehung der Kinder in die freikirchliche Gemeinde der
Sekte Sie nımmMtT oft ire aggressive Formen Sie bedient sich SCIN kleiner
Geschenke als Lockmittel un: macht Urc Zeitungsinserate auf die Onntags-
schulen aufmerksam. esondere Beachtung erfordern die freikirchlichen lau-
kreuzvereine, die leicht mit den Sonntagsschulen der landeskirchlichen Jlau-
kreuzvereine verwechselt werden können. DiIie ewinnung der Jugend für die
Freikirche 1St offensichtlich das eifrige Anliegen freikirchlicher und sektiereri-
scher Verbände.

IsL CiIH zunehmendes SElDSIEewusstsein Dei den Preibirchen wahrnehmbar
und IUSSECITL SICH IM der FOrderung voller Gleichstellung Oohne Rückhsicht
autf das zahlenmdsSiZe Veorhdlinis uUnd die geschichltliche Zellung der K{r-
che”?

Be1l der eantwortung dieser Frage scheiden 1im wesentlichen die Kirchenge-
biete AdUS, in denen die Freikirchen oder Sekten verhältnismäfßig schwach Sind;
aber da, S1C stärker sind, hat das Selbstbewusstsein offensichtlich ZUSCNOM-
MC  S Es wird in den Berichten der obersten Kirchenbehörden zurückgeführt
auf die Anerkennung Urc den aa und die Beselitigung mancher emMMNIS-
S  9 die früher für die Sekten bestanden aben, ebenso auf die starken amerikani-
schen finanziellen Unterstutzungen in der Inflationszeit, dann auf die stille Um:-
werbung Urc politische Parteien un: bei den Methodisten auf die starke Per-
sönlichkeit ihres Bischofs Nuelsen. Das Verlangen ach Gleichstellung mit der
Landeskirche 1Sst seltener beobachtet worden. Gleichstellung staatlicherseits 1Sst
da, S1C begehrt wurde, abgelehnt worden. Aber das Verlangen ach Gleich-
stellung wird auch in kleineren Forderungen gesehen, W1€E Aufnahme der (JOt-
tesdienste 1in den Kirchenzettel un gleiche Berechtigung WIE die Landeskirche
bei der Feier des Volkstrauertages.

Nehmen die Freikirchen SLAFer als {rüher dem Offentlichen eben teil
undbetdaligen SZC SICH hierbei auch politisch IM CiIner bestimmlten Richtung?
IHnwieweiil dienen diese Bestrebungen derm allgemeinen Volkswohl und IH-
wWieweil der Erringung freikirchlicher Zwecke, Gleichstellung MMl den
Landeskirche?

Da Ernste Bibelforscher, Hırt un Herde in kommunal-politische Tätigkeit
eingetreten sind der politisc. gewirkt aben, en S1Ce sich linksradikal-
kommunistisch eingestellt. Andere Freikirchen sind CNS mMit der überparteili-
chen Parteigründung des Christlichen Volksdienstes und nNlıcher Bestrebun-
SCH verbunden un! können ohl als die hinter den Bestrebungen stehende tre1l-
en! Kraft angesehen werden. In Bremen sind S1E Öffentlich für die Bekennt-
nisschule werbend eingetreten. Der Verband der evangelischen Freikirchen hat
einen eigenen Schulausschuss gebildet, dessen Aufgabe ist, die tfreikirchli-
chen Forderungen auf Anerkennung ihrer Rechte bei einem Reichsschulgesetz
ZUTr Geltung ringen. Von ihm Adus sind diesem Zweck auch Beziehungen

alteren deutschen Freikirchen geknüpft worden. Vor allem haben S1Ce füh-
rend (Dr. Melle Frankfurt a/Main) bei der Frage des Gemeindebestimmungs-
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rechts mitgewirkt Offenbar erstarkt überall der ZUrLC Offentlichkeit. Wahl-
beteiligung 1St nicht mehr eın weltlich sündiges Tun, S1Ce wird innerhalb der
Freikirchen vielmehr in zunehmender WeIise als Christenpflicht angesehen.
Eın systematisches Vorgehen 1st aber och nicht bemerken.

Bestehen IHNHEIAA: des KiırchengebieitsArbeitsgemeinschaften zuischen ie-
dern der Landeshirchen undder Freikirchen der AHUS R1Iden Teilon gebil-
dete Vorstände Verfolgung QEMEIHNSAMEN Ziele IM ZeNsi des Reiches
.Oltes und der Volkssittlichkeit? VonMm WeHN ZsL die InıLialtlive QEMEINSA-
erArbeit AUSSEZQZUHSCH, und WIeE AaDen SZC AU,Zusammenleben ZUI-
sSCHen Landeskirche und Freikbirchlicher Gemeinde EINZEWIFRL?

Fur besondere Zwecke und in Einzeltfällen 1St ZU Zusammenwirken gekom-
INCN, ohne 24SS 1im Allgemeinen feste Arbeitsgemeinschaften gebi  € worden
sSind. Immerhin bestehen S1C zwischen Freikirchen und Haus und Schule 1m
sten un! Norden SOWIE in Kassel un: dem Verband evangelischer Cchulge-
meinden 1im Westen uch 1m Evangelischen Volksdienst in Württemberg 1Sst
Zusammenwirken in der chulfrage un! der Antialkoholbewegung vorhanden.
Die Mitarbeit der Freikirchen auf letzterem Gebiet 1st vielerorts konstatie-
FEL wobei nochmals auf die führende Stellung des Direktors des methodisti-
schen Predigerseminars Melle in Frankfurt a/M bei den Verhandlungen ber
das Gemeindebestimmungsrecht hingewiesen sSCe1 Die Versuche, feste Arbeits-
gemeins  aften en, sind in Ostpreulsen nicht VO  e Dauer SCWECSCH. eden-

en sich die Pfarrer und Prediger 1L1UL estimmten allgemein sittli-
chen un! sSschuliıschen Zwecken zusammengefunden, 1aber nicht untereinander

kirchlicher Arbeit Die Bildung VO'  — Allianzen hat nirgends größere Bedeu-
(unggS1e ist Sache kleiner Kreise geblieben und oft kaum für weIite-

e1se emerkbar geworden. ESs wird auch berichtet, dafs sich die Freikir-
chen VO der Gemeinschaft zurückzogen, WE S1C den Eindruck ‚Wall  9
4SS für ihre 7Zwecke e1 nichts herauskomme .

ASSL IC CiIH Einfluss Jreikirchlicher ZTALigkeit auf die elebung desCSi  /
birchlichen Zebens eiIneEeSs YyIies der eCineESs Gebtzetes feststellen?

Eine direkte elebung des kirchlichen Gemeindelebens Uurc die Tätigkeit in
ihr arbeitender Freikirchen wird verneımnnt. ES 1St vielmehr eine Schädigung da-
durch festzustellen, 4SSs die Freikirc  ichen den Gemeinden die besten Ele-

entziehen, das Vertrauen ZUuU Pfarrer erschüttern, den Sakraments- und
Amtsbegriff ockern und darum in Unsicherheit ren Mittelbar lässt sich 1N-
sofern eine gunstige Einwirkung feststellen, als das Auftreten der Freikirchen
schneller als on wohl geschehen ware, ZUrFr. Einführung VO Bibelstunden
un! Bibelkursen, Kindergottesdiensten un! intensiverer Jugendpflege SC-
führt hat uch der Sinn für Gemeinschaftspflege innerhal|l der Gemeinde ist
geweckt worden. Viele Gemeinden sind wachsam geworden.
11 Bestehen ndhere Verbindungen zıWiIisCHen den Freikirchen Oder Sechten und

den Gemeinschaften IH- und ausserhalh der ZLandeskirchen, One daAass
die landeskirchlichen Gemeinden, PJarrer und birchliche Gemeindever-
WAllungeteili: werden?

Eine nähere Verbindung zwischen landeskirchlichen Gemeinschaften und Fre1i-
kirchen hne Zuziehung der landes  chlichen Urgane gehört den Selten-
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heiten. Die Allianzgebetswoche führt ohl el ZUSAdIMMMMNCI), aber schafft keine
dauernde Verbindung das SANZC Jahr iINdurc DIie landeskirchlichen emeıln-
chaftennsich vielmehr bewusst gegenüber den Freikirchen ab, stehen
mMit ihnen Wettbewerb un:! bilden, WwW1€Ee Württemberg berichtet, einen Damm

die Ausbreitung der Sekten. uch VO Jugendbund für Entschiedenes
Christentum un! dem landeskirchlichen „Blauen Kreuz“ wird AUS Kassel eine
entsprechende Stellungnahme mitgeteilt. e1im Jugendbund 1Sst erdings in der
Grenzmark das egentei wahrgenommen worden. In eZzug auf die Allianz
wird darauf hingewiesen, 4Ss S1Ce bei ihren Veranstaltungen die Landeskirche
stillschweigend ausschaltet. Gelegentliche Einladungen der Generalsuperinten-
denten der Pfarrer kommen VO  P

DVO  N einer WIrkung der Zusammenarbeit IM der Okumenischen Bewe-
SUHS (Zd/e and Work, Weltbund f{ür internaltionale Freundschaftsarbeit der
Kirchen) auf die einheimischen Verhaltnisse ELIWWWAS SDUFCEN!

Von einer Einwirkung der Öökumenischen ewegung (Life an Or auf die
Beziehung zwischen Landeskirche un! Freikirchen 1St och wenig spuren.
Eine stimmungsmäisige Wirkung 1st ohl anzunehmen, aber VO  —_ praktischer
Auswirkung aum die ede ESs wird aber mMeNhnriaAaCcC ANSCHOMMLC, 4SS die
Öökumenische ewegung eine ilderung der egensatze herbeigeführt hat
Kassel we1lst besonders auf die Arbeit der Freunde der Evangelischen Einheit
hin, in der Pfarrer mbaud für die OÖökumenische Einheit im l1enst der Völ-
kerversöhnung hinwirkt

Stärkere Auswirkungen dürften in den internationalen freien Verbänden
festzustellen se1in, Studentenvereinigung, Christlicher Vereıiın jJunger Man-
LICH; Weltmission, el  che Jugend un! Innere Mission. Durch S1Ce wird der CVAdll-

gelische Ökumenitätsgedanke in weitere Kreise der landeskirchlichen Geme1ıin-
den Hierhin gehört auch der un für Freundschaftsarbeit der
christlichen Kirchen. Im Fortsetzungsausschufs VO  - Life anı Work ist Deutsch-
and 11U  — uUurc landeskirchliche Abgeordnete

$7%  S DO  N CIilen der Freikirchen SCDORM Schritte WOorden, die KEZE-
IUNgZ der Bekenntnisverwandtschaft herbeizuführen und eine Verbin-
dungz il den Landeskirchen ZU Zweck der DQEMEINSAMEN BeRdmJung
der GegZner des CHristenLtums undder Kirche, SOWIE ZEMEINSAMEN FOF-
derung des Reiches .Oltes schaffen? Oder sind solche Versuche Ian-
deskirchlicherseitsQECHLAC undwelchen ErOlgZ Daben SZCgehabt?

Der Deutsche Evangelische Kirchenausschuflfs hat CS dem Reichsminister des In-
TICI M gegenüber abgelehnt, VO sich AUuUSs bestimmen, welche Freikirchen der
Sekten als bekenntnisverwandt angesehen werden können, da 1es ach der
Bundesverfassung Aaulser‘! seiner Befugnisse liegt Fur die Entscheidung ber
das Bestehen einer Bekenntnisgemeinschaft ist die staatliche Verleihung der
Rechte einer Körperschaft des öffentlichen Rechts christliche Sondergemein-
chaften mIt der hne kirchliche Organisation nicht maflsgebend. Ebensowe-
nig nthält die Anerkennung als bekenntnisverwandt für staatliche Zwecke
(Reichsschulgesetz) ine Feststellung der dogmatischen Bekenntnisverwandt-
SC. Da die Anerkennung der Bekenntnisverwandtschaft lediglic 1imM nteres-

der Freikirchen liegt, SOWEeIt S1Ce für staatliche Zwecke in Betracht kommt,
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sind dahingehende Gesuche VO  - den Freikirchen die Landeskirchen rich-
te  5 Antrage in dieser Richtung sind bis jetzt och nicht gestellt worden.

Fın akuter Anlass ijeg ach dem Scheitern des Reichsschulgesetzes T
nicht VOT DIe Berichte der obersten Kirchenbehörden lassen aber erkennen,
A4SS 1im Allgemeinen gleiche Grundsätze ber die Anerkennung der Religions-
verwandtscha nner' der Landes  chen bestehen. ES ergeben sich verschie-
ene ruppen VO  . Freikirchen hinsichtlich ihrer Anerkennung als Bekenntnis-
verwandte, nämlich solche, die allgemein anerkannt werden, solche, ber
die die einungen geteilt sind und solche, denen die Bekenntnisverwandt-
SC} nicht zuerkannt wird
Zu ruppe gehören
a) die Evangelisch-lutherischen Freikirchen, AdUSSCHOINLIN die Evangelisch-

lutherische Freikirche Sachsens, deren Tätigkeit sich auch auf Kirchenge-
biete auiserhalb Sachsens (Thüringen, Hessen, Schleswig-Holstein USW.) CI-

streckt, SOWIE einzelner Gemeinden, die einem Kirchenverband nicht ANSC-
hören;

b) die Evangelisch-reformierten Freikirchen, dAdUSSCHOILNLN die altreformierte
Kirche der Provinz Hannover;

C) die Brüderunität;
d) die Mennoniten, sS1E in stärkeren Gemeinden zusammengeschlossen sind.

Bedenken bestehen 1L1UT ausnahmsweise un: Erst se1it 1927 nachdem eın
Prediger der Mennoniten als Sprecher für freireligiöse Gemeinden sich hat
anstellen lassen.

In ruppe I1 1st einzugliedern
die Vereinigung evangelischer Freikirchen Deutschlands, bestehend Aaus$s der
Bischöflichen Methodistenkirche, dem und der Baptistengemeinden, der
Jahreskonferenz der Evangelischen Gemeinschaft und dem und der Fre1l-

evangelischen Gemeinden nichtdarbystischen rsprungs.
Es en sich 1er Abweichungen in den Außerungen der obersten Kir-
chenbehörden in CZUug auf die Freien Evangelischen Gemeinden, die vVvan-
gelische Gemeinschaft und vornehmlic der Baptisten, bei denen aber nicht
ersic  1C| 1St, inwieweit persönliche Verhältnisse in einzelnen Gemeinden
ine pielen DIie Bischöfliche Methodistenkirche egegnet 1L1UI Sanz
4usnNaAahmMSWweise Bedenken.
Die apostolisch-katholische Gemeinde (Altapostolische) steht Zzume!lst in fried-
lichem Verhältnis den andeskirchen, deren gottesdienstlichem Le-
ben ihre Glieder teilnehmen. Der zahlenmäfßlige Rückgang dieser Gemein-
den wird überall festgestellt.

In ruppe I1 sind einzurechnen alle übrigen Sondergemeinschaften, die
der Hand auch VO  — den Freikirchlern als Sekten bezeichnet werden, nämlich
a) die neuapostolische Gemeinde (Kirche),
D) die Adventisten,

die Darbysten,
d) die Mormonen,
C) die Ernsten Bibelforscher,

Hirt un:! Herde,
2) Christlich-Wissenschaftliche Vereinigung (Christian Ccience),
nh) die Evang.-luth. Freikirche Sachsens (Ss ruppe a)
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Die Heilsarmee NnımmMt eine besondere ellung CIn da mit dem intrı in S1E
eın ustrı Aus der Landeskirche nicht verbunden eın braucht

Über die Christengemeinschaft Rittelmeyers liegen egrundsätzliche Auße-
SCH och nicht VOT, da die ewegung och IICU 1Sst

Von besonderem Interesse ist die Feststellung der Freikirchen, welche eine AMLTL-
liche Konferenz der ertrefer der in Preuflsen liegenden Landeskirchen
Februar 19258 gemacht hat, hne 24SS allerdings die obersten Kirchenbehörden
bisher dazu Stellung M  TI en DiIie Verhandlungsschrift der onfe-
K Aaußfsert sich darüber folgendermalsen
S werden als mit den Preuisischen Landeskirchen ekenntnisverwandt hne
weıitere Bedenken anerkannt:

1) vang.-lu Freikirche in Preußsen,
Zi) Evang.-luth. Freikirche in annover,
5) Evang.-luth. Freikirche in Hermannsburg-Hamburg,

Selbständige Evang.-luth. Kirche in dem hessischen Lande,
5) Renitente hessische Freikirche,

Föderation reformierter Kirchen in Niedersachsen,
und deutscher Baptistengemeinden,
Apostolische Gemeinden (‚Irvinglaner‘),
Bischöfliche Methodistenkirche,

10) Evangelische Gemeinschaft,
1 und freier evangelischer Gemeinden.

Weiterhin werden als ekenntnisverwandt anerkannt,
die altreformierte Kirche der Provinz Hannover
un
die Vereinigung der Mennonitengemeinden.

Dabe:i macht jedoch Arolsen hinsichtlich der allgemeine edenken gel-
tend, denen Hannover sich nicht verschliefßt. Bezüglich der letzteren we1lst Han-
OVC auf Schwierigkeiten hin, die in seinem Aufsichtsbezirke 1G die Bestel-
lung eines mennonitischen Geistlichen als Prediger einer eireligiösen Gemein-
de erwachsen sind.

Nicht anerkannt wird eine Bekenntnisverwandtschaft mit der evang.-luth.
Freikirche in Sachsen und den Darbysten.“
Dieselbe Konferenz hat auch grundsätzliche Beschlüsse ZuUur Anerkennung der
Bekenntnisverwandtschaft gefasst. Diese Grundsätze en folgenden Worrtl-
AUuUTt

A Zusammenhang MmMIit der Erörterung der Frage einer einheitlichen Fest-
stellung der Bekenntnisverwandtschaft 1M Sinne des Reichsschulgesetzes für
den Bereich der preufsischen Landeskirchen werden olgende Grundsätze SC-
billigt:
D DIie Anerkennung iner Religionsgemeinschaft bekenntnisverwandt 'Ommt

11U  — insoweit in Frage, als die Religionsgemeinschaft selbst eine solche An-
erkennung begehrt.

Z) Soweit der Wunsch besteht, mMussen sich die Landeskirchen die Prüfung der
Frage, ob dem unsche entsprochen werden kann, vorbehalten

5) Fur die Prüfung der Frage sind die in 157 Abs Satz aufgestellten
Voraussetzunge für die Anerkennung VO Körperschaften des öffentlichen
Rechts nicht maisgeben!
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In rster in1ıe wird für die Prüfung die Frrage entscheidend sein, ob VO

landeskirchlichen tandpu AusSs agbar erscheint, A24SS Lehrer, die der Re-
ligionsgesellschaft angehören, ZU Religionsunterricht in Volksschulen des
landeskirchlichen Bekenntnisses zugelassen werden (S Abs des Keu-
dell’schen Schulgesetzentwurfs).

)) Be1l der Beurteilung des Tatbestandes iInne VO  — Ziffer können sich die
Landeskirchen nicht beschränken auf die Feststellung der mehr oder mIin-
der weitgehenden Übereinstimmung des Bekenntnisses, vielmehr mussen
S1Ce sich eine freie Beurteilung des Verhältnisses der Religionsgemeinschaft
ZULr Landeskirche vorbehalten.

6) Es 1St nicht ausgeschlossen, 4SS mıit Rücksicht auf die Verschiedenheit der Um:-
stände innerhalb der einzelnen Landeskirchen einer Religionsgesellschaft in
der einen Landeskirche das Anerkenntnis der Bekenntnisverwandtschaft C1I-

teilt WIL| während ihr in einer anderen Landeskirche versagt werden
INUSS; nner:' eın un:! desselben Staatsgebietes wird eine solche Verschie-
denheit der Beurteilung naturgemäls, WCI11) irgend möglich, vermeiden
eın  06

Einige oberste Kirchenbehörden en sich auch ogmatischen Gesichts-
punkten ZULC Anerkennung der Freikirchen als bekenntnisverwandt dUSSCSPIO-
chen. DIie Anerkennung soll danach VO Bekenntnisstandpunkt angig g-
macht werden, VO: der Anerkennung der eiligen Schrift als alleiniger orm
für Glauben un! Leben und der Tatsache, 24SS die Freikirchen nicht in bestimm:-
ten Einzelgebräuchen un:! Einzellehren davon abweichen. Von ihrem dogma-
tisch-kirchli:  en tandpu AUS lehnen einzelne Kirchen die Anerkennung
der Bekenntnisverwandtschaft überhaupt ab Allgemein WIr für ine chliche
Anerkennung, die sich nicht auf staatliche Zwecke WwWIE das Reichsschulgesetz be-
zieht, das friedliche Verhalten der Freikirchen gegenüber den Landeskirchen mıit
Ausschluss jeder missionierenden Tätigkeit den landes  ichen Gemein-
den ZUr Voraussetzung gemacht. Die Anerkennung soll in eZug hierauf be-
sSstimmt formulierenden Zusicherungen verbunden werden.


